
Bebauungsplanönderung 4.41 - Falkenstraße/Burgallee -

FESTSETZUNGEN HINWEISE 

1. Allgemeines 

1.1 FUr das Plangebiet werden alle frUheren 
planungsrechtlichen Festsetzungen, die 
dieser BebauungsplanHnderung widersprechen, 
hiermit aufgehoben. 

1.2 Das Plangebiet war seither in 
dem Bebauungsplan 4.4 Falkenstraße/ 
Burgallee enthalten. 

1.3 Die planungsrechtlichen Festsettungen 
dieser BebauungsplanHnderung ersetzen 
nicht die allgemein gUltigen bau­
rechtlichen Normen und Bestimmungen. 
Im besonderen sind. die Bausatzung und 
Einstellplatzsatzung der Stadt Hanau 
in der jeweils gUltigen Fassung zu 
beachten. 

1.4 In dem Plongebiet ist der Warmebe­
darf ausschließlich aus dem Fern­
wörmenetz des zentralen Heizwerkes 

1.5 

zu decken (s. Satzung Uber die Fern­
wHrmeversorgung der Stadt Hanau vom 
15. 8. 1972) . 

Bodenfunde, wie Mauern, Stein­
setzungen, Bodenverförbungen oder 
SteingerHte, Scherben, Skelettreste 
und Hhnl. Funde, sind unverzUglich 
dem Landesamt fUr Denkmalpflege 
Hessen, Schloß Wiesbaden-Biebrich, 
WestflUgel, 6200 Wiesbaden-Biebrich, 
ielefon 06121/65071 u.72, anzuzeigen. 
Alle Erdarbeiten mUssen mit ent -
sprechender Vorsicht ausgefUhrt werden 
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1.6 

l.7 
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Bei Bagger~Einsatz muß ein Beobachter an der 
Baugrube stehen, um ggfs. die Erdarbeiten 
sofort unterbrechen lassen zu können. 

bas Fernmeldeamt ~ariau ist mind. 6 Monate 
vor Beginn von Baumaßnahmen hiervon zu 
verständigen~ damii die erfordeilichen Ar­
beiten fur den Schutz und die Erweiterung 
dei Fernmeldeanlagen rechtzeitig vorßereitet 
und durchgefUhrt werden können. 

Der Bauträger oder Bouh,ir sdllte durch 
geeignete techn. Anla~en, wie H6chantenhen 
fUr den Gemeinschaftsem~fcrig oder kcbäl­
gebundäne Versorgunjsmaßnahmen mittels 
p6steigener HF-Kcibelt fur einen einwand­
freien Fernseh- und Rundfunkempfang 
sorgen. 

1.8 bie Aufstillurii dir Mulltonnen und die 
Beseitigung v6n Abfdllän ~iid iri der 
'Satzurii uber die Abfallbeseitigung in 
der Stadt Aah~u•gere§eli. 

2. DasBdülaiidurid seine Nutzung 

2.1 In den Reihen Wohngebieten (WR) sind 
L6din, rii~ht st8ieMde Hond~erksbetriebe 
und Bitrieb- d~s Beherbeigungsgeweibes 
nicht zulässig. 

2. 2 In der Allgerneinen Wohngebiete:n (WA) 
sind Betriebe des Beherbergun~sgewerbes, 
sonstige nichi st8rende Gewerbebetriebe, 
Anlogen fur Verwciltungen sowie fur sportliche 
Zwe6ke, Gartiribaubetriebe, Tbrikstillen 
und Ställe fur Kleintierhaltun~ als Zu-
behör zu Kleinsiedlungen nicht zulässig. 
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2.3 In den Besonderen Wohngebieten (WB) 
sind Anlagen fUr zentrale Einrichtungen 
der Ven,altung, VergnUgungsstijtten und 
Tankstellen nicht zulössig. 
Ab dem 1. Obergeschoß sind nur Wohnungen 
zulössig. 

2.4 In dem Mischgebiet (MI) sind Stölle ftir 
Kleintierhaltung als Zubehijr zu Klein­
siedlungen nicht zulHssig. 

2.5 Im Plangebiet sind untergeordnete Neben­
anlogen und Einrichtungen nicht zulössig. 
Eine Ausnahme bildet das Besondere Wohngebiet. 

2.6 Der Versorgung der Baugebiete mit Elek­
trizitöt, Gas, Wörme und Wasser dienende 
Nebenanlagen können im Plangebiet als Aus­
nahme zugelassen werden. 

2.7 Die nach§ 17 (1) BauNVO zulössigen Höchst­
werte fUr GRZ und GFZ dUrfen im Allgemeinen 
Wohngebiet aus stödtebaulichen Grunden aus­
nahmsweise nur bis zu lo v.H. Uberschritten 
werden, wenn als ausgleichende Umstcinde 
die erforderlichen Garagen bzw. Einstell­
plötze auf einer nicht unmittelbar zum Bou­
grundstUck gehörenden Flöche errichtet wer­
den(§ 17 (lo) BauNVO). 

2.8 Mindestens 80% der GrundstUcksfreiflciche 
ist gclrtnerisch anzulegen und zu unter­
halten. Hierzu gehört auch die Bepflanzung 
mit Böumen und Ströuchern. 
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2.9 Garagen haben mindestens den Abstand von 
5,oo m zu der Straßenbegrenzung einzu­
halten. 

2. 1 o In den Gebiete.n mit offener Bauweise ist 
innerhalb der Uberbaubaren FlHchen der 
Anbau an die. GrundstUcksgrenzen grund­
sötzlich zulässig. 

2.11 De.r von. de.m Fernheizwerk (Flurstuck 
Nr„ 195/2) evtl. aus.gehende und auf das 
nijrdlich angrenzende Allg,emeine Wohnge­
biet einwirkende Uh:mpegel ist durch 
eine - dem heu.tigen Stand der Technik 
gemaße - U:irmichu.tzanlage so zu red.uzieren., 
daß der Uirmp.e.gel (Dauerschallpegel) bei 
Tage 55 dB (A) und bei Nacht 4o dB (A) 
nicht Ubersc::.hreitet. 
Die Wirksamkeit der Lärmschutzanla.ge ist 
durch eine entsprechende Berechnung ncich­
zuweisen. 

2.12 Die. FUhrung von Versorgungsleitungen als 
Leitungsrechte gemäß§ 9 (1) Nr. 13 
BBauG ist auf dem Grundstuck fur Gemein­
schaftsgaragen (GGo) an der Karlsbader 
Straße zu dulden (s. Schreio.en der Stadt­
werke Hanau - Az.: Sz/F vom 12. 9. 78 
an die Neue Heimat SUdwest) 

3. G E S T A L T UN G 

3.1 Doppelhäuser und Hausgruppen sind in 
Dachform und Material einheitlich zu ge­
stalten. 



- 5 

3.2 Einfriedigungen dUrfen nicht höher als 
1,2omsein. 
Seitliche und rUckwHrtige Einfriedigungen 
sind in der Regel in Maschendraht auszu­
fuhren. 

3.3 An Wohnterrassen sind gegen Sicht ge­
schlossene Zöune oder Mauern als Sicht­
schutz grundsHtzlich zulHssig. Diese 
Sichtschutzwönde sollen 3,5o m Lönge 
nicht Uberschreiten. 

3.4 Werbeanlagen noch den Bestimmungen der 
HBO sind nur im Besonderen Wohngebiet und 
in dem Allgemeinen Wohngebiet {WA) an der 
Dresdener Straße zulössig. 

3.5 Innerhalb einer Hausgruppe ist nur eine 
Gemeinschaftsantennenanlage fur den Rund­
funk- und Fernsehempfang als Dach- oder 
Hochantenne zulössig. 




